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Das Urteil im Mordfall Walter Lübcke beeindruckt extreme Rechte nicht 

Im Zweifel für das Déjà-vu
Kommentar  Von Marc Schwietring

Das Urteil gegen den Mörder von Walter Lübcke beeindruckt das rechtsextreme
Milieu nicht.

»Keinerlei Mitgefühl, keinerlei Trauer für Walter Lübcke« – einen Artikel mit diesem Titel
veröffentlichte das rechtsextreme Blog PI News am 30. Januar, also zwei Tage nach dem
Urteilsspruch im Prozess gegen den Mörder des CDU-Politikers. Der Autor mit dem Pseudonym
Kewil zitiert darin nochmals die Worte, die Lübcke während einer Bürgerversammlung im
hessischen Lohfelden, bei der es um den Bau einer Flüchtlingsunterkunft ging, im Jahr 2015
sagte: »Da muss man für Werte eintreten, und wer diese Werte nicht vertritt, der kann jederzeit
dieses Land verlassen, wenn er nicht einverstanden ist. Das ist die Freiheit eines jeden
Deutschen.« Der Autor schreibt: »Das war Lübckes Botschaft und sein Todesurteil.« Er werde
nicht um Lübcke trauern und empfinde keinerlei Mitgefühl. Kewil schließt mit den Worten: »Seit
wann ist Hass verboten und ein Verbrechen? Die Gedanken sind frei. Lebenslänglich.«

Lebenslänglich – zu dieser Höchststrafe verurteilte das Oberlandesgericht Frankfurt am Main
vergangene Woche den Hauptangeklagten Stephan Ernst, zudem stellte es die besondere
Schwere der Schuld fest. Somit ist unwahrscheinlich, dass Ernst nach 15 Jahren entlassen wird.
Der Senat behielt sich die Anordnung einer Sicherungsverwahrung vor.

Der Mitangeklagte Markus H. wurde vom Vorwurf der Beihilfe zum Mord freigesprochen und
lediglich wegen unerlaubten Waffenbesitzes zu einem Jahr und sechs Monaten auf Bewährung
verurteilt. H. sei eine Beteiligung nicht eindeutig nachzuweisen, daher gelte der Grundsatz in
dubio pro reo. Ernsts Aussagen zu H.s Tatbeteiligung seien widersprüchlich und daher
unglaubhaft. Es sei nicht zweifelsfrei erkennbar, ob H. es überhaupt für möglich gehalten habe,
dass Ernst Lübcke wirklich etwas antun wollte oder gar Mordabsichten hegte.

Diese Begründung erstaunt: Ernst hatte zwischen 1989 und 2009 mehrere schwere Gewalttaten
aus rechtsextremen und rassistischen Motiven begangen. Es wäre verwunderlich, wenn H.
nichts von den früheren Taten seines langjährigen Kameraden aus dem Kasseler Neonazimilieu,
nichts von dessen Gewaltbereitschaft gewusst hätte. Dass zudem rechtsextreme Ideologie
grundsätzlich die Legitimation tödlicher Gewaltausübung beinhaltet, scheint auch bei diesem
Senat noch nicht angekommen zu sein. Denn dazu verlor das Gericht kein Wort, ebenso nicht
zur gesellschaftlichen Bedeutung des Mordes an einem Repräsentanten des Staats, der sich
2015 für die Aufnahme von Bürgerkriegsflüchtlingen ausgesprochen hatte.
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Die Bundesanwaltschaft hatte neun Jahre und acht Monate Haft für H. gefordert. Insofern gab es
ein Déjà-vu aus dem NSU-Prozess: Auch dort kam ein mitangeklagter Neonazi, der während der
Verhandlung nur geschwiegen und hämisch gegrinst hatte, mit einer Minimalstrafe davon und
konnte das Gericht in Freiheit verlassen.

Ernst wurde zudem vom Vorwurf des Mordversuchs an Ahmed I. im Jahr 2016 freigesprochen.
Auch hier seien die Indizien nicht eindeutig, urteilte das Gericht. Die Bundesanwaltschaft
kündigte Revision an. Auch Markus H. hat bereits Revision eingelegt.

Lübckes Parteifreund Armin Laschet schrieb auf der Website der CDU, das Urteil habe »etwas
Tröstliches: Unser Rechtsstaat begegnet den Feinden der Demokratie mit Konsequenz, um uns
zu schützen.« Kölns Oberbürgermeisterin Henriette Reker (parteilos), die im Jahr 2015 selbst ein
rechtsextremes Attentat nur knapp überlebt hatte, sagte hingegen: »Spätestens seit den NSU-
Morden hätten wir nicht die Augen verschließen dürfen vor politischen Morden aus der rechten
Ecke.«

Caro Keller, die Sprecherin der Organisation NSU-Watch, kritisierte in der Frankfurter Rundschau
: »Man muss verhindern, dass von einem solchen Urteil ein ermutigendes Signal in die
Neonaziszene gesendet wird. Genau das ist beim Frankfurter Urteil aber geschehen.«

Das rechtsextreme Milieu scheint vom Urteil unbeeindruckt zu sein, wie auch die Kommentare
unter dem Artikel auf PI News zeigen. Als »Merkel-Diener«, »Gutmensch« »Deutschenhasser«
und »Asylbetrügerimporteur« wird Lübcke dort bezeichnet, zudem als »Volks- und
Vaterlandsverräter«, was als indirekte Rechtfertigung des Mords interpretiert werden kann.

Das von H. 2015 angefertigte, den Hass erst anstachelnde Video mit dem Ausschnitt der
Bürgerversammlung in Lohfelden, auf der Lübcke rechtsextreme Störer in die Schranken wies,
ist auf Youtube immer noch online. Es hat mittlerweile über 400 000 Aufrufe. Das Profil, auf dem
es veröffentlicht wurde, gehört Recherchen der Hessischen Niedersächsischen Allgemeinen
zufolge aller Wahrscheinlichkeit nach Markus H. Kurz nach dem Urteil gab es darunter mehrere
neue Kommentare, einer davon: »Da hats bums gemacht und unten is er«, versehen mit drei
lachenden Emojis; ein anderer: »Wer so radikal in der Öffentlichkeit argumentiert und sich
präsentiert, sollte sich nicht wundern, wenn er sich Feinde macht.«

Am Tag nach der Urteilsverkündung erhielt die nach Walter Lübcke benannte Schule in
Wolfhagen, deren Schülerinnen und Schüler eine Mahnwache vor dem Gerichtsgebäude
gehalten hatten, eine Bombendrohung, unterzeichnet mit »NSU 2.0«.
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